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Kriegt Schulz noch die Kurve? Zeichnung: Heiko Sakurai
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in erster Linie eine Le Pen verhin-
dern wollen und erst dann sich zu
Europa bekannt. Mit Macron wurde
ein Politiker gewählt, der zuerst
einmal eine Mehrheit in der Natio-
nalversammlung erringen muss,
um dann seine neoliberalen Pläne
umsetzen zu können. Für mich be-
steht dadurch die Gefahr, dass der
Zulauf für den Front National noch
weiter zunimmt. Deshalb gibt es
noch keinen Grund zum Jubeln. Die
Parlamentswahlen werden erste
Erkenntnisse über das Durchset-
zungsvermögen von Emanuel Ma-
cron bringen, warten wir es ab.
Volker Spuhn, Ilsfeld

rechnerisch der Leistung von fünf
Atomkraftwerken. Das ist keine Zu-
kunftsvision, sondern heute schon
bei Stationärbatterien im Einsatz.
Klaus Ries-Müller, Bad Rappenau

Zuerst gegen Le Pen
Zur Frankreich-Wahl und zum Kom-
mentar von Detlef Drewes „Besser
werden”, 9.5.
Als bekennender Europäer empfin-
de ich die erleichterten Bekennt-
nisse vieler Politiker zum Ausgang
der Wahl ein wenig wie “das Pfeifen
im Wald”. Meines Erachtens nach
haben die Franzosen mehrheitlich

koordiniert und unter Umständen
gleichzeitig. Ein privater Pkw steht
23 Stunden am Tag. Dadurch kann
das Laden so gesteuert werden,
dass das Netz nicht überlastet wird
und dass vor allem dann geladen
wird, wenn genügend Solar- und
Windstrom zur Verfügung steht.
Wird ein Teil der Batterieenergie
wieder ins Netz zurück gespeist,
können Schwankungen der rege-
nerativen Energie ausgeglichen
werden. Das Elektroauto ist ein rol-
lendes Kraftwerk: Werden zukünf-
tig nur 20 Prozent von zwei Millio-
nen Fahrzeugbatterien als Regel-
energie benutzt, so entspricht dies

Rollendes Kraftwerk
Zur Diskussion um E-Autos und zum
Leserbrief von Wolfgang Hahnen, 8.5.
Der Leserbriefschreiber geht da-
von aus, dass Elektrofahrzeuge
„über eine Nischen- oder Rander-
scheinung nicht hinaus kommen“.
„Wo soll denn der ganze Strom her-
kommen?“ Allein die Umstellung
aller Straßenlampen auf LED-
Technik spart so viel Strom, dass
damit zwei Millionen Elektroautos
fahren können. „Halten das die Lei-
tungen aus?“ Auch heute schon
schalten viele Haushalte zur Mit-
tagszeit ihre Elektroherde ein, un-
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Neue Risiken
Das Ende der Ermittlungen in

Schweden ist für Julian Assange
kein Grund zum Aufatmen.

Von Thomas Spang

Ein „totaler Sieg“ sieht anders aus.
Wäre es so, wie Julian Assanges An-
walt behauptet, könnte der Wiki-
leaks-Gründer unbesorgt aus sei-
nem Exil in London spazieren. Tat-
sächlich muss Assange befürchten,
auf der Stelle festgenommen zu wer-
den. Vieles spricht dafür, dass in der
amerikanischen Botschaft in Lon-
don bereits ein geheimes Rechtshil-
fegesuch vorliegt. US-Justizminister
Jeff Sessions erklärte die Strafver-
folgung Assanges unter dem Spiona-
ge-Gesetz erst kürzlich zu einer
Priorität der Regierung.

Auch die Vergewaltigungsvor-
würfe in Schweden sind damit in der
Sache nicht endgültig vom Tisch.
Aus rein pragmatischen Gründen

besteht bloß kein europäischer Haft-
befehl mehr gegen Assange. In
Wirklichkeit gestaltet sich die Lage
für ihn schwieriger denn je. Wächst
nun doch der Druck auf seine Gast-
geber in der Botschaft von Ecuador,
den langjährigen Mitbewohner an
die frische Luft zu setzen.

Damit befindet sich Assange um-
gekehrt noch längst nicht in den
Fängen der Amerikaner. Ein Auslie-
ferungsverfahren vor britischen Ge-
richten kann sich über Jahre hinzie-
hen. Ausgang ungewiss. Denn die
Vorwürfe in den USA sind mehr po-
litischer Natur als juristischer. Was
immer Assange zu tun gedenkt, wird
von Ungewissheit begleitet. Das war
für ihn bisher einfacher. Er hat viele
Gründe, zu versuchen, seine Her-
berge für ein paar weitere Monate zu
verlängern. Die schwedische Ent-
scheidung entpuppt sich so als Pyr-
rhussieg – bestenfalls.
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Luft zum Atmen
Griechenland hat Reformen einge-
leitet. Ob die Wirtschaft anspringt,

ist eine ganz andere Frage.

Von Detlef Drewes

Es sind bittere Einschnitte, die auf
die Griechen nun zukommen. Aber
Athens Regierung hat – rechtzeitig
vor der nächsten Tagung der Euro-
Finanzminister am Montag – die bei-
den wohl schwersten Reformkapitel
abgehakt. Damit sind zwar die Vo-
raussetzungen für die nächste Über-
weisung aus dem dritten Hilfspaket
hergestellt. Es bleibt aber die Frage,
ob damit wirklich geschafft ist, was
man schaffen wollte. Ja, Athen hat
den Katalog der Reformvorgaben
weitgehend erledigt. Aber nun muss
die Wirtschaft anspringen, müssten
die Betriebe investieren, um neue
Jobs und Einnahmen zu generieren.
Die große Befürchtung bleibt, dass
die Rotstift-Orgie, die die Geldgeber

eingefordert haben, der Wirtschaft
die Luft zum Atmen nimmt.

Es stimmt zwar, dass Tsipras
schon das kleinste Plus gleich wie-
der für Wahlgeschenke ausgegeben
hat. Mit dem Weihnachtsgeld für
Rentner hatte er sich allerdings we-
nigstens etwas politische Ruhe und
Zeit erkauft. Denn man sollte sich
nichts vormachen: Egal wie man zu
dem Chef des Links-Bündnisses
auch steht – von ihm wird nicht we-
niger erwartet, als gegen das Volk
zu regieren. Dessen bittere Not
kommt in den Papieren der Geldge-
ber nicht vor, ist aber längst die
schmerzliche Realität der Men-
schen in Griechenland.

Nachdem die Geldgeber die Dau-
menschrauben inzwischen weit
über das erträgliche Maß angezo-
gen haben, kommen sie um das The-
ma Schuldenerleichterungen nicht
länger herum.

Seite 4

Nie mehr Chaos
Beim Familiennachzug von

Flüchtlingen gilt es für Politik und
Behörden, genau hinzuschauen.

Von Bernhard Junginger

Kaum ein Thema ist so heftig um-
stritten wie der Familiennachzug
von Flüchtlingen: Es gibt hauptsäch-
lich in linken Kreisen diejenigen, die
fordern, dass jeder, der es irgendwie
nach Deutschland geschafft hat,
auch alle Angehörigen nachholen
darf. Auf der entgegengesetzten Sei-
te wird vor der drohenden „Umvol-
kung“ gewarnt. Jedem Flüchtling,
der schon da ist, heißt es, werden
bald Scharen von Familienmitglie-
dern folgen. Weil das Thema so be-
wegt, neigt die Politik mitunter zum
Versuch, es unter den Tisch zu keh-
ren. Doch das ist falsch. Gerade we-
gen der Tatsache, dass während des
gewaltigen Flüchtlingszustroms
seit 2015 und zur Abwehr drohender

humanitärer Katastrophen viele
Fehler begangen wurden, tut eine
nüchterne Betrachtung not.

Fakt ist: Viele der Migranten wer-
den für immer in Deutschland blei-
ben, und sie werden ihre Angehöri-
gen nachholen. Sie haben auch das
Recht dazu. Doch gerade weil das
deutsche Asylrecht ein so hohes Gut
ist, darf es bei der Abwicklung des
darin garantierten Familiennach-
zugs keinesfalls mehr zu Chaos,
Kontrollverlust und Behördenversa-
gen kommen wie auf dem Höhe-
punkt der Flüchtlingskrise. Jetzt ist
die Zeit, geordnete Verhältnisse zu
schaffen. Alle Asylverfahren sind
eingehend zu überprüfen, zweifel-
hafte Altfälle neu aufzurollen. Wenn
keine Asylgründe erkannt werden,
muss Ausweisung erfolgen. Ebenso
müssen die deutschen Auslandsver-
tretungen jeden Antrag auf Famili-
ennachzug genau kontrollieren.
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Von Rezzo Schlauch

ten, außer in Schleswig Holstein.
Trittins Auftritt bei Anne Will in be-
kannter Manier: Als Wahlverlierer
in oberlehrerhafter Weise dem
Wahlgewinner Kubicki von der FDP
mal ne Nachhilfestunde geben zu
wollen, wie richtige Machtpolitik
funktioniert und zwar so, dass man
in Schleswig Holstein als FDP gut
daran täte eine rot-grün-gelbe Am-
pel mit dem Wahlverlierer SPD zu
bilden, denn dann würden die bei-
den kleinen Parteien jeweils einen
größeres Stück Kuchen abbekom-
men als wenn man mit dem Wahlge-
winner CDU in einer Jamaika Koali-
tion (schwarz-grün-gelb) zusam-
men gehen würde. Und genau das
thematisiert, wovon die Wähler die
Schnauze gestrichen voll haben und
sich mit Grausen abwenden, näm-
lich von ausschließlich macht-takti-
schen Spielchen.

Unterschied Bestens abzulesen an
dem glatten 3:0 für die Merkel-Uni-
on gegen die Schulz-SPD in den Vor-
wahlen an der Saar, an der Küste und
in NRW. Das ist der Unterschied,
der für die Wähler spürbar ist und
sich dann auszahlt: Hier die Grünen,
für die recht haben wichtiger ist als
recht bekommen, auch auf die Ge-
fahr des Scheiterns; da die SPD, die
mit Schulz ein Gerechtigkeits-Souf-
flee aufgeschäumt hat, das im Vor-
wahlbackofen in sich zusammen ge-
fallen ist, und einer CDU-Kanzlerin,
die mit den Autokraten und politi-
schen Erzchauvinisten dieser Welt,
Putin, Erdogan, Trump, Orban,
Kaczynski, in einer souveränen
Coolness umgeht und damit in einer
aus den Fugen geratenen Welt dem
Wähler ein Stück Stabilität vermit-
telt. Das sind die unübersehbaren
Vorzeichen der Bundestagswahl.

INFO Zu dieser Kolumne
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch, 1947 in Gerabronn ge-
boren, ist einer von fünf Gastkolumnis-
ten, die im Wechsel alle 14 Tage zu aktu-
ellen politischen Themen Stellung neh-
men. Das politische Quintett besteht
neben Schlauch aus Erhard Eppler
(SPD), Erwin Teufel (CDU), Klaus Kinkel
(FDP) und Ulrich Maurer (Linke).

artikel in Stein, obwohl es offen-
sichtlich ist, dass auf Grund der
weltpolitischen Entwicklung ein
solch absolutes Individualrecht aus
der Zeit gefallen ist und dringend in
ein Gesamtkonzept für Flüchtlinge
und kontrollierte Einwanderung
überführt werden müsste. Und die,
die eine solche Grundsatzdiskussi-
on einfordern, wie Boris Palmer,
oder die in Regierungsverantwor-
tung einen anderen Kurs fahren, wie
Ministerpräsident Kretschmann,
werden des Abweichlertums be-
zichtigt und teils mit einer Begriff-
lichkeit in den sogenannten sozialen
Medien belegt, die nicht weit von
der der AfD entfernt ist.

Oberlehrer Damit nicht genug der
Peinlichkeit. Anstatt mal an so ei-
nem Abend inne zu halten und zu re-
flektieren, was da schief läuft, darf
Jürgen Trittin zur Primetime bei
Anne Will für die Grünen den Wahl-
ausgang kommentieren. Derselbe
Jürgen Trittin, der die Grünen in der
Bundestagswahl 2013 als Spitzen-
kandidat, von einem über Monate
stabilen 15-Prozent-Umfragesockel
in die achtprozentige Einstelligkeit
und in ein Wahldesaster führte, das
diese nie ehrlich und kontrovers auf-
gearbeitet haben. Deckel drauf und
weiter so mit durchgängigen Verlus-

Niederlage Der Abend der Wahl
von NRW letzten Sonntag bescherte
den Grünen die krachendste Nie-
derlage der jüngeren Geschichte.
Krachend, weil sie vom Wähler mit
nahezu einer Halbierung des letzten
Wahlergebnisses eine direkte Quit-
tung für ihre Mitverantwortung an
einer denkbar schlechten Regie-
rungsbilanz ausgestellt bekamen.
Krachend und peinlich dazu: Schon
im Vorfeld, wenige Wochen vor der
Wahl, ging die grüne NRW-Spitze
mit einem „Weckruf“ an die Öffent-
lichkeit. Weckruf dahingehend,
dass die Grünen ihre letzten Ener-
gien in die Waagschale werfen soll-
ten, um ein Abrutschen unter die-
fünf Prozent zu verhindern. Wer
selbst öffentlich via Medien einen
Weckruf verkündet, macht damit be-
wusst oder unbewusst klar, dass
man bis dato den Schlaf der Gerech-
ten geschlafen hat. Um es noch deut-
licher zu machen, den Schlaf der
Selbstgerechten, die sich selbst ge-
nügen, die unbeeindruckt von dem,
was zu hören und zu spüren ist, so
man seine Ohren und seine Anten-
nen an den Menschen hat, nach dem
Motto Politik machen: Hauptsache
wir ziehen unseren (grünen) Stiefel
durch, auch wenn die Sohlen schon
blank sind, egal ob in der Bildungs-,
Verkehrs-, Ökologiepolitik oder der
inneren Sicherheit.

Leitlinie Wir haben recht, ist die
Leitlinie politischen Handelns. Wir
haben recht, wenn wir die Auswei-
tung der sicheren Herkunftsländer
auf dem Balkan und im Maghreb ab-
wehren; wir haben recht, wenn wir
uns gegen die Abschiebung nach Af-
ghanistan und andere Länder posi-
tionieren, und wir meißeln den Asyl-

Höchstpersönliche Wahlnachlese
Politisches Quintett

Schlauch geht mit Grünen-Promis wie
Jürgen Trittin hart ins Gericht. Foto: dpa

Zur neuen Entwicklung im Fall Anis
Amri schreiben:

Elf Menschenleben hat der tunesi-
sche Attentäter Anis Amri brutal
ausgelöscht. In das Entsetzen
mischten sich alsbald die reflexarti-
gen Forderungen nach einem härte-
ren Durchgreifen des Staates. Das
wäre nicht nötig gewesen, die bitte-
re Erkenntnis scheint eher zu lau-
ten: Die vorhandenen Regeln hätten
ausgereicht, sie wurden aber im Fall
Amri offenbar nicht angewandt. Hin-
zu kommt nun der schwerwiegende
Vorwurf, dass Mitarbeiter des Berli-
ner LKA versucht haben sollen, ihr
Versagen zu vertuschen. Welche
Schlüsse sind zu ziehen? Die Arbeit
der Behörden in den Ländern und
auf Bundesebene auf den Prüfstand
stellen? Die Antwort muss eindeutig
Ja lauten.

Zu US-Sonderermittler Robert Muel-
ler schreibt:

Bei Mueller kann der US-Präsident
seine Lieblings-Beschimpfung von
den „fake news“ vergessen. Der Son-
derermittler ist parteienübergrei-
fend als Gewissen der Nation und
Symbol absoluter Unbestechlich-
keit anerkannt. Er ist in allem eine
Gegenfigur zu Trump, denn er steht
für die in der amerikanischen Tradi-
tion so wichtige „Herrschaft des
Rechts“, die jeden noch so mächti-
gen Präsidenten verpflichtet.
Trump dagegen ist ein Autokrat in
der Maske des legitimen Staatsober-
haupts. Gut möglich, dass mit Ro-
bert Muellers Bestallung als Son-
derermittler das System begonnen
hat, zurückzuschlagen. Recht und
Gesetz sind wichtiger als die All-
machtsfantasien eines Möchtegern-
Potentaten.

Natürlich kann man jetzt, da Fehler-
vertuschung und Urkundenfäl-
schung durch die Polizei wahr-
scheinlich geworden sind, nach Un-
tersuchungsausschüssen rufen.
Solche Gremien haben noch nie ge-
schadet, aber auch nur selten wirk-
lich viel gebracht. Aufklärung ist ein
hartes Stück Brot. Schon allein, um
– wieder einmal – die undurchsichti-
ge Rolle des Verfassungsschutzes
zu beleuchten, würde es sich loh-
nen. Wie nah waren Verfassungs-
schützer an Amri dran? Viele Fra-
gen, zu wenige Antworten. Der Fall
Amri ist noch lange nicht zu Ende.

Es ist ja nicht so, dass ein zurücktre-
tender Minister zugleich für mehr
Sicherheit sorgen würde. Im Gegen-
teil. Das lenkt eher ab. Aber die Ver-
antwortungsdrückerei vom Bundes-
innenminister bis zum nordrhein-
westfälischen Kollegen, die erstaunt
schon sehr. Der Fall Amri brachte
uns bisher viele neue Sicherheitsge-
setze. Doch was nützen die, wenn
die Ermittler die Ergebnisse nicht
richtig werten – oder wie jetzt wo-
möglich in Berlin – auch noch verfäl-
schen.


